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Jetzt 
younion-
Mitglied 
werden

Die Inflation ist so schlimm wie zuletzt 1975. Die Prei-
se des täglichen Lebens, Energie- und Spritkosten 
stellen viele Haushalte vor unlösbare Probleme.

Die Sozialmärkte haben so viel Zulauf wie noch nie und 
die Schuldenfallen wachsen ins Unendliche. Nicht nur die 
unteren Einkommensschichten sind betroffen.

Schon längst klagt der Mittelstand darüber, dass das Le-
ben nicht mehr leistbar ist. Leider sind Demosprüche wie 
„Trotz Krise: Reiche immer reicher, Arme immer ärmer“ 

 WIE KÖNNEN LOHN- UND  
 GEHALTSVERHANDLUNGEN  
 MENSCHEN VOR DER ARMUT  
 SCHÜTZEN?  
 GEWERKSCHAFTEN STEHEN  
 VOR EINER MAMMUTAUFGABE 

traurige Wirklichkeit und die Gewerkschaften, so auch die 
younion, dürfen sich für einen heißen Herbst rüsten!

Die Arbeiterkammer fasst es kurz und prägnant zusam-
men: Während die Corona-Pandemie für viele Angst um 
ihre berufliche, finanzielle oder gesundheitliche Zukunft 
bedeutet, dürfen sich die Reichsten als Gewinner der Krise 
fühlen.

Lohn - und Gehaltsverhandlungen – 
Mammutaufgabe für Gewerkschaften

Fachkräftemangel in der Pflege

Arbeiten um zu leben und nicht umgekehrt

Elementarpädagogik als Stiefkind der Gesellschaft

Pensionist*innen mit Sorgen alleine gelassen

Abschaffung der Quarantäne

Was die Arbeit mit Menschen stressig macht

Die Distel
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die Bevölkerung. Die Hilferufe an die Politik bleiben unge-
hört. Der Staat freut sich über die fetten Steuereinnahmen 
und zeigt kein Interesse an der Entlastung der Bevölke-
rung.

Die Regierung heizt mit ihrer Untätigkeit und mit ihrem 
ewigen Zögern im Kampf gegen die Teuerung die Armut in 
Österreich immer weiter an und unternimmt nichts gegen 
die steigenden Preise für Gas. Ganz im Gegenteil – die Re-
gierung sieht zu, wie sich die Energiekonzerne eine golde-
ne Nase verdienen, während sich die Menschen den Sprit 
nicht mehr leisten können. Die starke Teuerung führt zu 
einem kräftigen Wachstum der Mehrwertsteuereinnahmen 
und der Einnahmen aus der Lohn- und Einkommensteuer 
für den Fiskus. Die Staatseinnahmen steigen laut Wifo bis 
zum Jahr 2026 um durchschnittlich 4,4 Prozent im Jahr.

Eine Schande und ein Skandal sondergleichen!

Gegenmaßnahmen – die sofort Wirkung zeigen können
Es braucht eine echte Teuerungsbremse mit einem Preis-
deckel auf Energie und mit einer befristeten Streichung der 
Mehrwertsteuer auf Strom, Gas, Sprit und Lebensmittel.

Spritpreise: Zielpreis von 1,50 Euro an den österreichi-
schen Tankstellen durch eine Spritpreisobergrenze (tem-
poräre Streichung der Mehrwertsteuer auf Sprit)

Lebensmittelpreise: Senkung der Preise auf Lebensmittel 
des täglichen Bedarfs um 10 Prozent (befristete Ausset-
zung der Mehrwertsteuer)

Multimillionärinnen und Milliardäre werden reicher und 
häufen immer mehr Vermögen an. Und Manager*innen 
in den Vorstandsetagen börsennotierter Unternehmen 
verdienen so viel wie schon lange nicht: im Schnitt 1,9 Mil-
lionen Euro pro Jahr. Dem gegenüber stehen 1,2 Millionen 
Menschen in Österreich, die armutsgefährdet sind und 
weniger als 1.300 Euro im Monat haben.

Wie wir es sehen:

Die Teuerungswelle nimmt kein Ende. Laut Statistik Austria 
stieg die Inflationsrate im Mai auf acht Prozent. Das ist der 
höchste Wert seit September 1975, erklärte Statistik-Aus-
tria-Chef Tobias Thomas. Im April betrug sie noch 7,2 
Prozent. Haupttreiber blieben Energie und Treibstoffe. Im 
Juni ist die Inflationsrate bereits bei +8,7% angekommen 
und im Juli 2022 bereits bei 9,2 %.

Sollte sich diese Spirale weiter entwickeln, sind wir im 
September bei satten 10,2 % angekommen, im November 
– da sind traditionell die Verhandlungen für die Stadt und 
den Bund – bei 11,2%. Realistisch ist das für die besten und 
härtesten Verhandler*innen nicht zu stemmen.

Die Großhandelspreise sind im Juni um +26,5% regelrecht 
explodiert. Diese gelten auch als Frühindikator für die wei-
tere Entwicklung der Verbraucherpreise. Insofern erwartet 
der heimische Handel einen „heißen Herbst“, auf den sich 
Österreich jetzt bestmöglich vorbereiten muss.
Noch viel schlimmer sind allerdings die Perspektiven für 

Wir fordern jeden-
falls eine Abgeltung 
der Inflationsrate in 
Prozent ohne Fixbeträge 
bis zu einer Höhe der 
ASVG-Höchstbemessungs-

grundlage 
(€ 5.670,-).
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Energiepreisdeckel für Gas und Strom: Sofortige Ein-
führung eines gedeckelten Preises für Gas- und Strom-
rechnung

Abschöpfung der Milliarden-Übergewinne: Um diese 
Maßnahmen zu finanzieren, sollen die Übergewinne von 
Energieerzeugern und Energielieferanten abgeschöpft 
werden.

Energiepreisdeckel: Was ist das?

Der Energiepreisdeckel ist eine vom Staat gesetzte 
Höchstgrenze für den Preis von Strom und Gas.

Was soll ein Energiepreisdeckel sein?

Für einen bestimmten Grundverbrauch von Strom und Gas 
soll der Energiepreis für private Haushalte vorrübergehend 
gedeckelt werden. Als Preisobergrenze soll der Durch-
schnittspreis von Anfang des Jahres 2022 dienen.

Was heißt das für die Unternehmen?

Der Unterschied zwischen dem marktüblichen Preis und 
dem gedeckelten Preis, den die Haushalte den Energiever-
sorgern zahlen, wird durch den Staat ausgeglichen. Damit 
werden den Energieversorgern ihre tatsächlich entstan-
denen Kosten ersetzt. Die staatliche Kompensation muss 
jedoch gedeckelt werden, sonst könnten Unternehmen 
Rekordpreise festlegen, die vom Staat kompensiert werden 
sollen. Finanziert werden muss der Preisdeckel durch eine 
Sondersteuer auf krisenbedingte Übergewinne, schließlich 
sind es die Verbraucher*innen, die für die enormen Zusatz-
gewinne von Energieunternehmen zahlen.

Einige Länder haben bereits auf die Preisexplosion re-
agiert und mit verschiedensten Modellen gegengesteuert 
z.B.:  Malta, Norwegen, Großbritannien und Frankreich.

Gründe und Auswirkungen für die Inflation

Grundsätzlich kommt es zu einer Inflation, wenn mehr 
Geld als Waren im Umlauf ist. In Krisensituationen bei-
spielsweise werden Waren in größeren Mengen und 
schneller gekauft als normalerweise. Oft wird sogar so 
schnell gekauft, dass in weiterer Folge die Waren nicht 
schnell genug hergestellt werden. Der Bestand an Waren 
wird also knapper, die Nachfrage wird gleichzeitig jedoch 
höher, wodurch folglich die Preise für diese Waren steigen.

Die Menschen sind dennoch gewillt, noch mehr für die 
Waren auszugeben. Die Kaufkraft sinkt jedoch – das Preis-
niveau steigt hingegen – mehr Geld ist im Umlauf als Waren. 
Die unmittelbaren Folgen der Inflation sind also, dass die 
Kaufkraft des Geldes immer mehr und mehr sinkt, die 
Waren hingegen immer teurer werden.

Wie kann man der Inflation entgegenwirken?

Die nationalen Zentral Banken haben gemeinsam mit 
der Europäischen Zentralbank die Aufgabe, der Inflation 
entgegenzuwirken und diese so weit wie nur möglich zu 
kontrollieren. So ist eine Möglichkeit, dies zu bewerkstel-
ligen, die Zinsen zu erhöhen, wenn die Preise steigen und 
die Kaufkraft des Geldes sinkt.

Einschätzungen des WIFO der wirtschaftlichen Lage

Im Vergleich zu vorigen Wifo-Prognosen haben sich die 
Aussichten eingetrübt. Die österreichische Wirtschaft darf 
zwar heuer nach wie vor mit einem Wachstum von 3,9 Pro-
zent rechnen – danach schwächt es sich aber sukzessive 
ab. Nächstes Jahr dürfte das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
nach aktuellem Stand nur noch um zwei Prozent wachsen.

Interessant ist, dass sich der Arbeitsmarkt trotz des 
schwächeren Wachstums gut entwickelt. Auch das ist eine 
Folge der knapperen Verfügbarkeit von Arbeitskräften. 
Heuer steigt die Beschäftigung voraussichtlich um 2,1 Pro-
zent. Das Wifo erwartet, dass bis Ende 2023 etwa 30.000 
Erwerbspersonen aus der Ukraine dazukommen. Diese 
Zahl kann je nach Entwicklung des Kriegs deutlich steigen. 
Unter dem Strich steigt der Anteil der ausländischen Be-
schäftigten in Österreich zwischen 2021 und 2026 von 22,5 
auf 26 Prozent.

Das Leben ist für den 
Mittelstand nicht mehr  

leistbar.
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Der Gesundheitssektor ist vom Fachkräftemangel in 
doppelter Hinsicht betroffen. Bei einem steigenden Bedarf 
an medizinischer und pflegerischer Versorgung aufgrund 
der demographischen Entwicklung weltweit – so auch in 
Österreich, ist die Gesundheitsbranche mit einer gleichzei-
tigen Abnahme von qualifizierten Mitarbeiter*innen kon-
frontiert. Österreich steht mit diesem Problem nicht alleine 
da. Um zukünftig eine qualitativ hochwertige Versorgung 
für Patient*innen zu gewährleisten, sind Strategien er-
forderlich, um Fachkräfte zu binden, anzuwerben und die 
Gesundheitssystemeffizienz unterstützen.

Das im Frühsommer vorgestellte Verbesserungspaket des 
Gesundheitsministers ist nur auf zwei Jahre ausgelegt 
und deckt nicht annähernd die qualifiziert hochwertig 
durchdachten Forderungen der Fachgewerkschaf-
ten ab. Der Anschein einer schnellen Lösung – um das 
Gesicht vor der Bevölkerung zu wahren – lässt sich nicht 
wegdiskutieren.

Währenddessen sind Personalmangel und Überbelastung 
im Steigen und die Arbeitsbedingungen mancherorts nicht 
mehr auszuhalten. Die Überlastungsanzeigen nehmen zu 
und die gefährliche Pflege ist zum Tagesthema geworden.

Es wird erst
etwas geschehen, wenn 

etwas so Schlimmes wie 
„Lainz“ passiert.

Aber der Politik kann es egal sein, denn wer hat schon 
Verantwortung zu tragen? Vor einem Untersuchungsaus-
schuss hat ohnedies niemand mehr Angst und bei Schei-
tern gehen wir halt wieder ins Bundesland zurück. Danke 
Herr Minister!

Daher fordert die KIV: 

•	 Die Arbeitsbedingungen in den Gesundheitsberufen 
strukturell und finanziell nachhaltig verbessern!

•	 Umgang mit Mitarbeiter*innen überdenken und Füh-
rungsstil nach heutigem Wissensstand adaptieren!

•	 Berufsfeldübergreifende Tätigkeiten vermeiden!
•	 Curriculum für Auszubildende vereinfachen!

 FACHKRÄFTEMANGEL IN  
 DER PFLEGE – UND KEINE  
 ENTSPANNUNG IN SICHT! 
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Fachkräftemangel, Generationswechsel und eine Neube-
wertung der Arbeit

Österreich durchläuft einen Wertewandel. Während früher 
für Viele Arbeit an erster Stelle stand, ist das vor allem für 
die junge Generation Z nicht mehr so. Vor allem für 20- bis 
25-Jährige stehen Freizeit, Freunde und Freundinnen und 
Familie ganz oben. Geht es um den Job, dann zählen eine 
gute Arbeitsatmosphäre und die Balance von Arbeit und 
Freizeit. Arbeiten, um zu leben und nicht umgekehrt, also. 
Das zwingt auch die Arbeitswelt und die Fachgewerk-
schaften zum Umdenken.

Dienstgeber*innen, die das schon erkannt haben und 
darauf eingehen, haben kein oder zumindest deutlich we-
niger Probleme mit Personalmangel. Dazu zählen bessere 
Arbeitsbedingungen wie höhere Löhne und Gehälter, 
attraktive und planbare Arbeitszeiten sowie die Verein-
barkeit von Familie und Beruf.

Ältere Mitarbeiter*innen sollen künftig einen Rechtsan-
spruch auf Altersteilzeit haben. Im Bereich der Stadt Wien 
kann gerade hautnah miterlebt werden, wie es ist, wenn 
die Altersteilzeitregelung ein Goodwill der Dienstgeberin 
ist. Die Kolleg*innen fühlen sich mehr als gefrotzelt, wenn 
von Altersteilzeit gesprochen wird. Entweder werden ihre 
Anträge wegen Personalnot abgelehnt oder gar, weil es 
noch keine praktizierbaren Möglichkeiten im Bereich gibt, 
wie in der MA 10. Die Stadt Wien hat mit 2018 dem Paket 
Altersteilzeit zugestimmt. Danke!

 ARBEITEN, UM ZU LEBEN  
 UND NICHT UMGEKEHRT –  
 „WENIGER IST MEHR“! 
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Seit Jahrzehnten ist zu hören, dass gerade der Kindergar-
ten unersetzlich am Bildungsweg des Menschen ist. Dort 
werden die Grundsteine der Bildung gelegt, dort beginnt 
die Bildungsgeschichte des Individuums. Besonders poli-
tisch Verantwortliche bedienen sich gerne solch schöner 
Worte – doch wie sieht die Realität aus?

Zu viele bildungshungrige Kinder und viel zu wenig 
Fachpersonal

Nur ein kleiner Anteil der ausgebildeten Elementarpäd-
agog*innen arbeitet später im Kindergarten. Und wenn 
doch, dann sind es oftmals nur zwei bis drei Jahre. Die 
Ausbildung zur Elementarpädagogin/zum Elementarpäd-
agogen am zweiten oder dritten Bildungsweg, also in der 
Erwachsenenbildung, kann nur notdürftig Personallöcher 
stopfen. Und auch hier ist die Verweildauer im neuen Beruf 
überschaubar. Oftmals zerplatzt der Bildungstraum schon 
nach kürzester Zeit und das Dienstverhältnis endet nach 
den vier Jahren, welche abgedient werden müssen, um die 
Ausbildungskosten zurück zu bringen.

Die Berufung bleibt 
bei den Bedingungen des 
Alltags oftmals auf der 

Strecke.

 WENN BILDUNG GANZHEIT-  

 LICH ZU BETRACHTEN IST  
 – WARUM IST DIE  
 ELEMENTARPÄDAGOGIK  

 NOCH IMMER EIN  
 GESELLSCHAFTLICHES  
 STIEFKIND? 

Noch immer ist die Kinderanzahl in den Gruppen viel 
zu hoch. Um wirklich qualitätsvolle Bildung übermit-
teln zu können, braucht es einen anderen Erwachse-
nen-Kind-Schlüssel. Aus wissenschaftlicher Sicht gibt es 
ganz klare Vorgaben. So sollte in der Krippe das Verhältnis 
von Kind zu Pädagog*in maximal 1:4, im Kindergarten 
maximal 1:7 sein. Die optimale Gruppengröße liegt bei 
maximal 12 (Krippe) bzw. 20 (Kindergarten) Kindern.

Wie wir es sehen

Sollten allerdings die Arbeitsbedingungen weiterhin so 
desaströs bleiben, werden sich bald gar keine jungen 
Menschen mehr der elementarpädagogischen Ausbildung 
mehr zuwenden. Dies gilt für alle Bundesländer und alle  
Träger, denn im Moment halten wir uns nur mit Män-
gelverwaltung, Assistenzpersonal und der persönlichen 
Hoffnung und Zuversicht über Wasser! Die Politik darf sich 
mehr als schämen – doch wahrscheinlich sind ungebildete 
Menschen leichter an der Nase herumzuführen. Also wei-
ter so, der Weg in die Einfalt und Bildungslosigkeit scheint 
erfolgreich zu werden. Erste Eindrücke bekommen wir ja 
schon zu spüren!

Was nichts kostet ist nichts wert

Mit der Einführung des beitragsfreien Kindergartens wurde 
ganz sicher ein wichtiger gesellschaftspolitischer Schritt 
getan. Barrierefreier Zugang zur Bildung ist ein ganz zen-
traler Schwerpunkt innerhalb der Demokratiefrage. Leider 
wurde im Zuge dessen darauf vergessen, die Geschäfts-
bedingungen dem Alltag anzupassen bzw. eine Form von 
sozial gestaffeltem Bildungsbeitrag innerhalb der Trägeror-
ganisationen einzuführen.

Kurz zusammengefasst – Schade! Leider entsteht immer 
öfter der Eindruck, dass der alte Satz „Was nichts kostet 
ist nichts wert“ zum Tragen kommt. Die Forderungen der 
Eltern gehen mancher Orts ins schier Unermessliche und 
der gute Ton bleibt schon lange auf der Strecke. Unsere 
Mitarbeiter*innen müssen sich beschimpfen und beleidi-
gen lassen. Drohungen und Beschwerden bestimmen un-
seren Alltag. Mittlerweile sind wir bei Anzeigen und Klagen 
angelangt. Ein gepflegtes Miteinander im Sinne der Kinder 
und Erwachsenen ist der Wunsch vieler Kolleg*innen.

Ganz sicher sind wir nicht der Fußabstreifer der Bil-
dungsinstitutionen. Wir haben genauso ein Anrecht auf 
Umgangsformen, wie die Eltern es für sich verlangen. Ein 
erster guter Schritt wäre sicher, dem Treiben der Individua-
linteressen eine Grenze einzuziehen und die AGBs auf ehr-
liche Füße zu stellen. Auch das Bewerben der Leistungen 
der MA 10 muss dem Alltag übereinstimmen – Märchen-
stunde war gestern! So wie Kinder transparente Regel und 
Grenzen brauchen, benötigen das auch Erwachsene.
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Durch Österreich rollt eine existenzzerstörende Teuerungs-
welle. Explodierende Preise für Wohnen und den täglichen 
Einkauf bringen sehr viele Menschen immer stärker unter 
Druck, die ältere Generation ganz besonders. Die Armuts-
falle Teuerung muss nicht nur endlich ernst genommen 
werden, der Kampf gegen die Teuerung muss ganz oben 
auf der politischen Agenda stehen.

Die Teuerung ist so hoch wie seit vierzig Jahren nicht 
mehr. Vor allem Energie, Heizen und Wohnen, aber auch 
Lebensmittel und Güter für den täglichen Bedarf sind zu 
regelrechten Preistreibern geworden. Die Statistiken spre-
chen eine deutliche Sprache: Die Mieten sind von 2010 
bis 2020 um 44 Prozent gestiegen. Heizöl ist im Vergleich 
zu 2020 um mehr als 40 Prozent teurer geworden. Und 
die Preise für Brot und Gebäck werden im Vergleich zum 
Vorjahr laut Prognosen um satte 15 Prozent in die Höhe 
schießen. Dieser Preisanstieg trifft alle Menschen in Öster-
reich, aber nicht alle im gleichen Ausmaß. 

 PENSIONISTINNEN UND  
 PENSIONISTEN WERDEN  
 MIT IHREN SORGEN UND  
 PROBLEMEN ALLEINE  
 GELASSEN! 

Alleinerzieher*innen, 
Frauen, Familien, 
junge Menschen und 

Pensionist*innen trifft 
die Teuerung besonders 

hart.

Die enorme Teuerung macht ein Auskommen für viele 
Pensionist*innen fast unmöglich. Es darf doch nicht sein, 
dass Österreich zu einem Land wird, in dem sich immer 
mehr Menschen den täglichen Einkauf nicht mehr leisten 
können. Wenn Pensionist*innen, die ihr Leben lang hart 
gearbeitet haben, am Monatsende zittern müssen, ob sie 
sich noch Essen kaufen können, dann ist das eine Schan-
de. Die Menschen in unserem Land erwarten sich, dass sie 
mit ihren Sorgen, Nöten und Ängsten nicht alleingelassen 
werden. Und die Menschen erwarten sich angesichts der 
enormen Teuerungswelle Hilfe und Unterstützung.

Die Bundesregierung muss endlich im Interesse der 
Menschen in unserem Land handeln. Die Pensionist*innen 
brauchen die Sicherheit, im Alter ohne Existenzsorgen 
leben zu können. Dafür trägt die Regierung die Verantwor-
tung.



8

Die Regierung hat mit der Abschaffung der Quarantäne 
eine ganz wichtige Schutzmaßnahme hinsichtlich Corona 
verändert. Das fühlt sich unüberlegt, fahrlässig und auch 
durchaus verantwortungslos an. Mit der Gesundheit der 
Menschen spielt man nicht.

Die Regierung will allen Ernstes kranke und infizierte Men-
schen in die Arbeit und in den öffentlichen Raum schicken. 
Die Verantwortung wird an die Unternehmen und Arbeit-
nehmer*innen abgeschoben. Als wäre nicht schon alles 
schwierig und verwirrend genug.

Nun haben wir auch noch das Verantwortungsproblem 
um die Fürsorgepflicht der Dienstgeber*innen und eine 
Rechtfertigungspolitik um Krankenstände am Tisch. Diese 
Form von Schreibtischpolitik ist in Frage zu stellen, denn 
populistisch anmutende Unbesonnenheit macht sicher 
keine Wähler*innenstimmen.

Es wundert niemanden mehr, dass sich wissenschaftli-
che Berater*innen und Expert*innen die Haare raufen. 
Die werden dann wieder wie der „heilige Florian“ wenn 
es brennt, in der nächsten Coronawelle zu Hilfe gerufen. 
Allerdings können diese dann keine Wunder wirken.

Die durchdachten Maßnahmen wären jetzt zu setzen!

 UNÜBERLEGTER SCHNELL-  
 SCHUSS DER POLITIK 
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Wenig Geld und Unterstützung, hohe psychische Belastung

Immer freundlich sein, auf die Bedürfnisse des Anderen 
eingehen, ständig in Kontakt: Wer mit Menschen arbeitet, 
braucht Geduld und Einfühlungsvermögen – egal ob im 
Krankenhaus, in der Pflege, im Kindergarten oder in einem 
anderen Bereich.

Emotionale und psychische Belastungen

Insgesamt sind Menschen, die direkt am oder mit dem 
Menschen arbeiten überdurchschnittlich hohen emoti-
onalen und psychischen Belastungen ausgesetzt. Der 
direkte Kontakt bringt in der positivsten Form einerseits 
die Möglichkeit, unmittelbar Anerkennung und persönli-
che Wertschätzung zu erfahren – in der negativsten Form  
aber andererseits die Gefahr, ebenso unmittelbar zur Ziel-
scheibe von Unmut und Frustration zu werden.

 WAS DIE ARBEIT  
 MIT MENSCHEN STRESSIG  
 MACHT 

Was macht diese Form der Arbeit so besonders – und 
was sind die größten Stressfaktoren:

•	 Bedienstete müssen sich Konflikten und Streitigkeiten 
stellen.

•	 Bedienstete müssen mit Arbeitssituationen umgehen, 
die im Vorfeld nicht planbar sind.

•	 Bedienstete müssen ihre Gefühle verbergen und sich 
stärker als andere Beschäftigte emotional kontrollieren.

•	 Bedienstete müssen Leistungen erbringen und 
Konzepte umsetzen, von denen sie persönlich nicht 
überzeugt sind.

Viele unserer Kolleg*innen in der Pflege, in den Kranken-
häusern und vor allem in den elementarpädagogischen 
Einrichtungen (Kindergärten) berichten von negativen Er-
lebnissen mit ihren Patient*innen und deren Angehörigen 
sowie mit den Eltern der Kindergartenkinder. Dazu gehö-
ren tätliche Angriffe, Beleidigungen, aggressives Verhalten 
oder Missachtungen, Hetze über Soziale Medien und 
Anzeigen bei Polizei und Staatsanwaltschaft. Vor allem im 
Gesundheits- und Bildungswesen sind die Wahrnehmung 
von unzureichenden Ressourcen sowie das Bewusstsein, 
nur bedingt helfen, unterstützen und bilden zu können, 
eine zusätzliche Belastung.

Zu wenig Zeit, Geld und Unterstützung

Der größte Stressfaktor ist jedoch der Zeitdruck: zu viel Ar-
beit bei zu wenig Zeit und zu wenig Personal. Diese Form 
der Arbeit bedeutet für die Mehrheit der Beschäftigten 
Arbeit in Hast – unter der oft auch die Qualität leidet.

Ein weiteres Problem: Die besonderen Anforderungen, 
denen die Kolleg*innen ausgesetzt sind, werden sowohl 
bei der Entlohnung als auch bei der Gestaltung der Ar-
beitsbedingungen nicht ausreichend berücksichtigt. Vielen 
Beschäftigten fehlt es an finanzieller Anerkennung – und 
viele (eigentlich fast alle) erhalten von unserer Dienstge-
berin keinerlei Unterstützung bei der Verarbeitung von 
psychisch belastenden Erlebnissen.

Die besonderen  
Anforderungen werden 
sowohl bei der Ent-
lohnung als auch bei 

den Arbeitsbedingungen 
nicht ausreichend 
berücksichtigt.
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Über acht quälend lange Jahre zog sich der Weg von der 
Regierungserklärung zur Altersteilzeit, über die nötigen 
Gesetzesänderungen im Landtag bis hin zur tatsächlichen 
Möglichkeit, die Altersteilzeit als Stadt-Wien-Mensch auch 
wirklich konsumieren zu können.

In dieser über acht Jahre dauernden Schrecksekunde sind 
sowohl die Vorfreude, als auch die Erwartungshaltung 
derart gestiegen, dass die Dienstgeberin nun eine Welle 
von Altersteilzeitanträgen zu verdauen hat.

Die Zeit zwischen konkreter Gesetzwerdung 2019 und 
dem Inkrafttreten 2022 hat die Dienstgeberin in gewohn-
ter Somnolenz ungenützt verstreichen lassen, um auf die 
nunmehr seit Jahresanfang völlig überraschend gestellten 
Anträge in ihrer vorausschauenden Personalplanung vor-
bereitet zu sein.

Gotteseidank enthalten die gesetzlichen Grundlagen ja 
den Terminus „Wenn keine wichtigen dienstlichen Interes-
sen entgegenstehen“. Die umgangssprachliche Entspre-
chung hierzu wäre in etwa „Wenn’s mir nicht in den Kram 
passt, sag ich halt nein“. 

 ALTERSTEILZEITANTRAGS-  
 INZIDENZ STEIGT  
 EXPONENTIELL –  
 ABTEILUNG FÜHRT  
 „GEH SCHEISSN-ANTWORT-  
 BUTTON“ EIN 

Dieser Personalmangel auch immer…

Eine der oft benutzten „wichtige dienstliche Interes-
sen“-Begründungsworthülsen unserer Abteilungsmana-
ger*innen ist das Totschlagargument Personalmangel. Da 
lohnt es sich einmal genauer hinzusehen. Wie kommt es 
im Allgemeinen zu Personalmangel, also zu dem Missver-
hältnis von anfallender Arbeit und zugreifenden Händen?

1.	 Trotz „Employer Branding Schmäh“ wollen zu wenige 
Menschen mit entsprechender Ausbildung zur Stadt 
Wien (zB. Kindergartenpädagog*innen, Krankenpfle-
gepersonen, Kinder- und Jugendpsychiater*innen, 
etc.),

2.	 die Abteilung hat keine freien Dienstposten und be-
kommt auch keine neuen genehmigt,

3.	 die Abteilung hat zu wenig Budget und dieses wird 
auch nicht erhöht.

Diese drei Argumente sind die am häufigsten genannten 
Gründe für den Befund „Personalmangel“.

Unsere kleinen und großen Stadt- und Abteilungsmana-
ger*innen erwecken den Eindruck, als wären die oben 
genannten drei Dinge unvermeidlich, quasi Naturereig-
nisse, die unvorhersehbar über uns hereinbrechen und in 
niemandes Verantwortung oder Gestaltungsmöglichkeit 
lägen. Wir wüssten da schon was:

Zum Punkt 1 könnten unsere Personalmanager*innen zu 
dem Entschluss kommen, Arbeitsbedingungen zu hinter-
fragen und zu verbessern, mehr Gehalt zu zahlen, mehr 
Personen auszubilden. Naja, wahrscheinlich zu progressiv 
und nur ein frommer Wunsch.

Zu den Punkten 2 und 3 hat der Wiener Gemeinderat mit 
seinen 100 Funktionsträger*innen jährlich die Möglichkeit, 

Unsere Stadt- und 
Abteilungsmanager*innen 

tun so, als wäre 
Personalmangel ein 
Naturereignis, das 

unvorhersehbar über uns 
hereinbricht

DIE DISTEL - V
ORSICHT SATIRE

!
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im Zuge der Voranschlagserstellung und Beschlussfas-
sung den Dienstpostenplan zu erweitern und das Perso-
nalbudget an die Erfordernisse anzupassen. Allein es fehlt 
am mehrheitsfähigen Willen hierzu.

Prof. Gerhard Steger – ein bundesweit und überfraktionell 
anerkannter Budgetexperte – hat es in seinen Vorlesungen 
recht simpel und eindeutig auf den Punkt gebracht: 
„Im öffentlichen Haushalt entspricht der Voranschlag einer 
in Zahlen gegossenen Prioritätenliste. Kommt Ihr Thema 
nicht vor, dann ist es dem Normerzeuger einfach nicht 
wichtig genug.“

„Geht bei uns halt nicht“

Laut Bedienstetenvertretung sind im ersten Halbjahr 
2022 in der Hauptgruppe 1 rund 130 Anträge gestellt und 
nur 9 Anträge abgelehnt worden. Sieht eigentlich nicht 
dramatisch aus – doch der Teufel steckt im Detail. Bösen 
Gerüchten zufolge soll es Magistratsabteilungen geben, 
die ihre Vorgesetzen auf allen Ebenen dazu anhalten, den 
Mitarbeiter*innen das Stellen von Altersteilzeitanträgen 
schon vorweg auszureden, um die erste Angriffswelle der 
Arbeitszeitreduktionssuchenden gleich zu unterbinden 
(„Kein Budget“, „Kein Ersatz für reduzierte Stunden“, „Geht 
bei uns halt nicht“).

Ein konkretes und ganz besonders „nettes“ Beispiel 
dazu gefällig?

Die Leiterin einer Magistratsabteilung in der Hauptgruppe 
1 mit rund 1000 Mitarbeiter*innen hat an ihre untergebe-
nen Teamleiter*innen eine großartige mitarbeiter*innenori-
entierte Devise ausgegeben:

„Wer Altersteilzeit 
in seinem Bereich 

befürwortet, bekommt 
dafür keinerlei 

Ersatz“.

Dass diese Leiterin ihr gesamtes Arbeitsleben in ein- und 
derselben Abteilung zugebracht hat, für ihr beharrliches 
Festhalten an starren Denkmustern und für einen ausge-
prägten Hang zur Rechtschreibschwäche bekannt ist, tut 
hierbei nichts zur Sache.

In ihrem heroischen Abwehrkampf gegen den drohenden 
Altersteilzeit-Tsunami stellt sie sich nun gegen den Unter-
gang des Abendlandes und gleichzeitig ihre atrophierte 
Mitarbeiter*innenorientierung unter Beweis. So entstand 
vermutlich auch das sarkastische Bonmot, sie hätte am 
liebsten für per Email gestellte Altersteilzeit-Anträge einen 
„Geh scheißn“-Antwortbutton programmieren lassen.

Trotz dieser nicht gerade einladenden Umstände haben 
sich drei von eintausend Personen getraut, einen Alter-
steilzeit-Antrag zu stellen.

2/3 davon wurden mit der Begründung Personalmangel 
abgelehnt. Eine Abgelehnte holte sich daraufhin einen 
Bescheid der Dienstbehörde und hat es schwarz auf weiß: 
Die 1000 Mitarbeiter*innen zählende Abteilung kann nicht 
auf 16 oder gar 24 Stunden verzichten, da hierdurch die 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unmöglich sein 
soll. Reflexhaft drängt sich da die Frage auf: Wenn einzelne 
Mitarbeiter*innen derart wichtig sind, warum spiegelt sich 
das nicht in der alltäglichen Wertschätzung wider?
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Ein Blick in den druckfrischen Rechnungsabschluss 2021 
zeigt für die Abteilung in puncto Personalmangel verstö-
render Weise ein ganz anderes Bild:

•	 Per Ultimo 2021 verfügte die Abteilung über 99 unbe-
setzte Dienstposten

•	 Beim Personalbudget ist auf der gesamten „5er 
Postenklasse“ ein Betrag von 2,8 Millionen Euro nicht 
ausgegeben worden

Allerdings kein einmaliger Ausreißer: Im Jahr zuvor waren 
es rund 70 offene Dienstposten und 1,7 Millionen einge-
spartes Personalbudget.

Seit diese Managerin die Regentschaft in ihrer Abteilung 
übernehmen durfte, hat sie zusätzlich zu den oben be-
schriebenen, unbesetzten Dienstposten weitere 40 Posten 
aus dem Dienstpostenplan streichen lassen.

Nicht schlecht: Zuerst Stellen streichen, dann noch vor-
handene Stellen massenweise unbesetzt lassen und ge-
nehmigtes Personalbudget verfallen lassen, um dann den 
auf diese Weise ausgelutschten Arbeitskräften ihre egoisti-
schen Altersteilzeit-Anträge ablehnen zu können. Ein recht 
eigenwilliges Programm zur Steigerung der Mitarbeiter*in-
nenzufriedenheit. Bravissimo. Avanti Dilettanti!

Angesichts ihrer mitfühlenden Personalpolitik kann man 
es schon richtig spüren, wie sich die Mitarbeiter*innen 
grämen und ihre Tränen zurückhalten müssen, wenn sie 
an den baldigen Pensionsabgang von Fr. Abteilungsleiterin 
erinnert werden.

Unsere Gewerkschaft hat schon dazu aufgerufen, sich 
nicht davon abhalten zu lassen, Altersteilzeit-Anträge zu 
stellen. Gleichzeitig werden Ablehnungen und „Anekdoten“ 
gesammelt, um der Dienstgeberin zu zeigen, was nicht 
geht. Vielleicht braucht es auch nur etwas Zeit und weni-
ger verbohrte Führungskräfte. 

Erinnerungen an Themen wie Freijahr, Elternkarenz 
für Männer und sanfter Wiedereinstieg lassen bei 
ähnlichen Anlaufschwierigkeiten ein Pflänzchen der 
Hoffnung für die Altersteilzeit aufkeimen.

Zuerst Stellen 
streichen, dann noch 
vorhandene Stellen 

massenweise unbesetzt 
lassen und genehmigtes 

Personalbudget 
verfallen 
lassen.


